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FDP versteckt Rösler
Philipp Rösler soll als Parteivorsitzen-
der der FDP in der liberalen Kampa-
gne für die Bundestagswahl 2013 nur
eine Nebenrolle spielen. Man wolle
Themen in den Mittelpunkt stellen,
heißt es im Thomas-Dehler-Haus. Hin-
tergrund sind die schlechten Umfrage-
werte für den Parteichef. Laut einer
Emnid-Erhebung ist der Wirtschafts-
minister das unbeliebteste Kabinetts-
mitglied. Die Wahlkampfplaner fürch-
ten nun, dass eine auf Rösler zuge-
schnittene Kampagne FDP-Anhänger
dazu bringen könnte, ihr Kreuzchen
bei einer anderen Partei zu machen.
Es ist ohnehin unklar, ob Rösler die
Liberalen in die Bundestagswahl füh-
ren wird. An der Parteispitze rechnet
man damit, dass der Vorsitzende zu-
rücktreten muss, wenn die FDP bei
der niedersächsischen Landtagswahl
im kommenden Januar nicht den Ein-
zug ins Parlament schafft. Rösler war
sechs Jahre lang FDP-Vorsitzender in
dem Bundesland und acht Monate
Wirtschaftsminister in Hannover.
„Wenn wir aus dem Landtag fliegen,
dann war es das für Rösler“, sagt ein
Präsidiumsmitglied.
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Botschafter Ammon (mit Fähnchen) in New York 

Peter Ammon, Botschafter in Wa-
shington, ist ein Freund des populä-
ren Liedguts. Regelmäßig lädt der pro-
movierte Ökonom per offizielles
Rundschreiben zum „Sing Along“-
Abend in seine Residenz nahe dem
noblen Viertel Georgetown. Ange-
führt von Ammon und seiner Gattin,
schmettern die Gäste dann Gassen-
hauer wie „En unserem Veedel“ von
den Bläck Fööss.
In seinem Tagesjob als deutsche Stim-
me in Amerika gibt Ammon, erst seit
September vorigen Jahres im Amt,
seltener den Ton an. Diplomaten und
Transatlantiker beschreiben den ehe-
maligen Staatssekretär im Außenmi-
nisterium als passiv und desinteres-
siert. „Die deutsche Position wird in
den USA im Moment einfach nicht
aktiv und kraftvoll genug vertreten –
obwohl das gerade in der Euro-Krise
so dringend notwendig wäre“, kriti-
siert SPD-Mann Karsten Voigt, ehe-
maliger Transatlantikkoordinator der
Bundesregierung. „Wir operieren un-
ter der Prämisse, dass wir derzeit kei-
nen Botschafter in Washington ha-
ben“, sagt ein hochrangiger Beamter
des Auswärtigen Amts in Berlin.
Wie lustlos Ammon sein Geschäft ver-
richtet, haben prominente Besucher
aus Deutschland erlebt: Briefings,
etwa für Abgeordnete oder Journalis-
ten, bestehen oft aus Plattitüden („Al-
les hängt mit allem zusammen“). „Ich
hätte mehr erfahren, wenn ich in der
Zeit die ‚FAZ‘ gelesen hätte“, grum-
melte ein Parlamentarier enttäuscht.

Zum Jahresempfang des einflussrei-
chen American Institute for Contem-
porary German Studies sollte Ammon
sprechen. Aber statt eigene Worte zu
finden, verlas er ein Grußwort von
Bundeskanzlerin Angela Merkel.
Der Zeitpunkt für solch bescheidene
Auftritte ist schlecht gewählt: Ameri-
kas Elite zeigt mitten in der Euro-Krise
so viel Interesse an Deutschland wie
lange nicht mehr. Doch Ammon hat
die Zahl politischer Veranstaltungen
in seiner Residenz beschnitten, so dass
sich Mitglieder wichtiger Netzwerke
in der Außen- und Sicherheitspolitik –
über Jahrzehnte von Vor gängern
mühsam umworben – ver nach lässigt
fühlen. „Er ist nur zu Wirtschafts -
themen präsent. Wenn er über ande-
re Themen spricht, wirkt er unge-
lenk, beinahe seltsam“, wundert sich
der Europa-Experte einer einfluss -
reichen US-Denkfabrik. „Deutsch-
lands Repräsentanten werden derzeit
in  Washington einfach nicht gehört“,
 resümiert John Kornblum, ehemaliger
US-Botschafter in Berlin.
Ammon will von derlei Schwäche
nichts wissen. Er versuche, in der Eu -
ro-Krise lieber leise als laut Deutsch-
lands Interessen zu vertreten, argu-
mentiert er stets – etwa durch vertrau-
liche Gespräche in der Residenz, wie
vor kurzem mit IWF-Chefin Christine
Lagarde, Ex-Weltbank-Chef Robert
Zoellick und sechs US-Senatoren. Der
Posten in Washington, versichert der
deutsche Botschafter regelmäßig, sei
sein Traumjob.

Liederabend mit Dr. Seltsam
DIPLOMATIE: Der deutsche Botschafter in Washington findet kein Gehör.
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Ohne Fraktionszwang
Nach dem Willen von Bundesjustizmi-
nisterin Sabine Leutheusser-Schnarren-
berger (FDP) soll es kein gesondertes
Gesetz zur Beschneidung von Jungen
geben. Das ist das Ergebnis von Bera-
tungen im Justizministerium. Uneinig
sind sich die Experten noch darüber,
ob die Beschneidung aus religiösen
Gründen besser im Strafrecht oder im
Familienrecht geregelt werden kann.
Die FDP will bei der Entscheidung
über eine Regelung im Bundestag den
Fraktionszwang aufheben. „Bei einer
solch grundsätzlichen Frage kann man
niemanden zu einem bestimmten Ab-
stimmungsverhalten zwingen“, sagte
der Parlamentarische Geschäftsführer
der Liberalen, Jörg van Essen. Er selbst
sehe sich durch die zum Teil hasserfüll-
te Diskussion im Internet in seiner
Auffassung bestärkt, dass jüdisches
und muslimisches Leben in Deutsch-
land weiterhin möglich sein müsse. In
der Union gibt es noch keine Entschei-
dung über den Fraktionszwang. 


